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Wirtschaft sucht nach Halt
Economiesuisse kassiert nächste Niederlage – Arbeitgeber befürchten Nachteile für Region

Von Patrick Griesser

Bern/Basel.� Die breite Allianz der 
Wirtschaft gegen die Masseneinwande-
rungsinitiative ist gescheitert: Der 
Schweizerische Arbeitgeberverband  
und der Wirtschaftsdachverband Eco-
nomiesuisse haben gestern Nachmittag 
ihre Niederlage eingestanden – nur we-
nige Minuten nachdem die Abstim-
mungsergebnisse öffentlich wurden. Es 
ist die zweite grosse Niederlage für die 
Wirtschaftsvertreter, allen voran Eco-
nomiesuisse, innerhalb von weniger als 
einem Jahr. Die deutliche Schlappe im 
Kampf gegen die Minder-Initiative hatte 
den Wirtschaftsdachverband bereits 
tief erschüttert. 

Dort herrschte auch gestern grosse 
Enttäuschung, wie deren Direktor ad 
interim, Rudolf Minsch, der BaZ sagte. 
«Die Schweiz steht an einem sehr 
schwierigen Punkt», sagte Minsch. Die 
Initiative sei zwar nur denkbar knapp 
angenommen worden, aber: «In einer 
direkten Demokratie muss man mit sol-
chen Entscheiden leben.» Wichtig sei 
nun die Frage der Umsetzung. Innenpo-
litisch hofft Minsch nun auf Zusage der 
SVP, dies wie versprochen wirtschafts-
freundlich umzusetzen. Aussenpoli-
tisch erwartet er komplizierte Gesprä-
che mit der EU. «Der bilaterale Weg ist 
mit diesem Entscheid deutlich an-
spruchsvoller geworden.»

Zu möglichen Folgen hielt er sich 
bedeckt: «Es ist zu früh, eine Schadens-
diskussion zu führen», sagte Minsch, er 
stellte aber fest: «Die Initiative führt zu 
einer grossen Verunsicherung.»

Analyse der Kampagne steht aus  
Ob der Verband eigene Fehler aus-

gemacht hat und wenn ja, welche, blieb 
gestern ebenfalls offen: «Wir haben 
noch keine Analyse angestellt. Im Gros-
sen und Ganzen war es eine sauber ge-
führte Kampagne.» Als problematisch 
wertete er «gewisse Ereignisse»: Etwa 
dass die linke Seite noch versucht habe, 
die flankierenden Massnahmen mit der 
Kampagne gegen die Initiative zu ver-
knüpfen und auch der von Altbundesrä-
tin Micheline Calmy-Rey propagierte 
EU-Beitritt habe sicher nicht geholfen. 
«Die Zuwanderung ist ein stark emotio-
nalisierendes Thema», sagte Minsch. 
Eine Verknüpfung mit der Niederlage 

bei der Abstimmung zur Minder-Initia-
tive und der aktuellen Abstimmung hält 
Minsch für unzulässig: «Das waren zwei 
unterschiedliche Fragestellungen. Ein 
Vergleich führt nur zu Fehlschlüssen.»  
Die Erschütterungen der angenomme-
nen Abzocker-Initiatve brachten 
Minsch – ursprünglich Chefökonom des 
Verbandes – vorläufig den Chefposten 
ein: Sowohl Präsident Rudolf Wehrli als 
auch Direktor Pascal Gentinetta traten 
im vergangenen Juni zurück. 

Einige Folgen der Abzockerinitiative 
für die Unternehmen sind heute schon 
sichtbar: Die grossen Firmen wie No-
vartis, Roche, UBS und Swisscom infor-
mierten in diesen Tagen über Statuten-
änderungen für ihre Generalversamm-
lungen – und müssen sich gleichzeitig 
auf die Folgen des gestern gefällten Ent-
scheids vorbereiten. 

Für Roche heisst das, erst einmal die 
Umsetzung der Initiative abzuwarten, 

sagte ein Sprecher gestern. Novartis 
wurde bereits konkreter: Das Unterneh-
men nehme den Volksentscheid mit 
Sorge zur Kenntnis, denn der Erfolg von 
Novartis stütze massgeblich auf der Ver-
fügbarkeit qualifizierter Arbeitskräfte.
Pascal Brenneisen, Leiter Novartis 
Schweiz, sagte: «Entscheidend ist nun, 
wie das Kontingentierungssystem um-
gesetzt wird und dass Folgeschäden für 
die bilateralen Verträge möglichst ver-
mieden werden. Novartis will sich für 
eine grosszügige Auslegung einsetzen, 
um Nachteile für den Standort zu be-
grenzen.»  

Enormer Aufwand für die Region
Schärfere Worte kamen von der 

Handelskammer beider Basel: Das Land 
riskiere, ins Abseits zu geraten. Dabei 
seien nicht nur die guten Beziehungen 
zur EU als wichtigster Handelspartner 
gefährdet, die staatliche Regulierung 

von Zuwanderen und Grenzgängern 
schwäche speziell die Region Basel. Die 
Gewerkschaften forderten derweil 
einen stärkeren Lohnschutz, zeige doch 
die Initiative die Sorge in der Bevölke-
rung um Arbeitsplätze und Bezahlung.

Enttäuschung herrscht beim Arbeit-
geberverband Basel, der für eine mass-
volle Umsetzung der Initiative plädiert. 
Deren Folgen seien für die Region noch 
nicht absehbar. Die nun herrschende 
Rechtsunsicherheit werde aber Auswir-
kungen auf regionale Investitionsent-
scheide globaler Unternehmen haben. 
Sorgen bereiten dem Verband auch 
künftige bürokratische Hürden: Unge-
achtet der Höhe der Kontingente, be-
deute die Anstellung von Grenzgängern 
für die regionalen Unternehmen mehr 
Arbeit. Verbandsdirektorin Barbara 
Gutzwiller: «Angesichts von 60 000 
Grenzgängern in der Region kommt ein 
enormer Aufwand auf die Firmen zu.»

Presseschau
Wenn es wie schon beim EWR nicht 
die Verantwortung der SVP sein wird, 
den wirtschaftlichen Schaden zu 
begrenzen – der politische Triumph 
fällt ganz in den Schoss der Partei 
(...). Die binnenorientierte Schweiz 
hat obsiegt. Für eine kleine, offene 
und ressourcenarme Volkswirtschaft 
ist das gar kein gutes Zeichen.

«Neue Zürcher Zeitung»

Weit mehr als das Ja zum Minarett-
verbot wird dieses Zeichen zur gros-
sen Herausforderung für die Schwei-
zer Politik der nächsten Jahre wer-
den. Die Schweiz muss mit der EU 
ein neues konstruktives Verhältnis 
anstreben. Die Vorstellung, sie 
könnte dabei mit ihrem integrativen 
Föderalismus zum Vorbild für eine 
neue EU werden, wird ihr dabei nicht 
mehr helfen. Aber die Schweiz wird 
(...) auch nicht zum Sündenbock 
werden. Andere EU-Staaten hätten 
ähnlich abgestimmt.

«Tages-Anzeiger», Zürich

Nicht nur die Schweiz denkt über die 
Einwanderung neu nach. Deutsch-
lands konservative CSU will ver
hindern, dass Einwanderer Sozial-
leistungen beanspruchen. Auch in 
Grossbritannien, Dänemark, den 
Niederlanden oder Frankreich ertönt 
der Ruf nach strengeren Kontrollen.

«Wall Street Journal», New York

Die Schweiz steht vor einem Scher-
benhaufen. Regierung und Wirtschaft 
werden nach dem «Ja» zu einer 
Zuwanderungsgrenze reichlich zu 
tun haben, um die negativen Folgen 
für Europa zu begrenzen.

«Frankfurter Allgemeine Zeitung»

Wie viele kommen rein?� Nach dem Ja fürchten Wirtschaftsvertreter um den einfachen Zugang zu Arbeitskräften. � Foto Keystone

«Der Bundesrat hat bei 
der Freizügigkeit die 
Glaubwürdigkeit längst 
verloren.»

«Das Volk wurde angelogen»
Der parteilose Ständerat Thomas Minder zum Abstimmungsresultat

Von Dominik Feusi, Aarberg

BaZ: Herr Minder, was war ausschlag-
gebend für das Abstimmungsergebnis?

Thomas Minder: 
Die Personenfrei-
zügigkeit hatte 
doch realistisch 
betrachtet schon 
länger keine Zu-
kunft mehr. Dazu 
musste man nicht 
Prophet sein. Da 
kommen irgendwann Serbien, Monte-
negro oder die Türkei hinzu. Und wir 
hätten einfach alles mitmachen müs-
sen? Das Ja freut mich ausserordent-
lich. Die Demokratie in der Schweiz 
lebt. Politik in der Schweiz ist interes
sant. Der heutige Tag ist ein Sieg der 
direkten Demokratie. Das Signal ist 
klar, der Text der Initiative ist klar. 

Was bedeutet das Ergebnis für den 
Bundesrat?

Wenn der Bundesrat sich so ins Zeug 
legt und drei Bundesräte rund dreis-
sig Auftritte absolvieren, dann legt 
er seine Glaubwürdigkeit in die 
Waagschale. Und jetzt hat das Volk 
doch anders entschieden. Es ist nicht 
Aufgabe des Bundesrates, Abstim-
mungskämpfe zu bestreiten, son-
dern Volksentscheide umzusetzen. 
Der Bundesrat muss in Klausur und 
eine schonungslose Manöverkritik 
vornehmen. Der Bundesrat darf in 
diesem Ausmass keine Grabenkämp-
fe mehr führen. 

Hat der Bundesrat einen Glaubwürdig-
keitsverlust erlitten?

Ich fordere keine Rücktritte. Jeder 
Bundesrat muss sich selber überle-

gen, ob er noch am richtigen Ort tätig 
ist und ob er die Grundhaltung, die 
jetzt zum Ausdruck gekommen ist, 
vertreten kann. Das Volk wurde seit 
dem Jahr 2000 in Sachen Personen-
freizügigkeit immer wieder angelo-
gen. Der Bundesrat hat von 8000 Zu-
wanderern gesprochen, jetzt sind es 
zehnmal mehr. Wir haben die grösste 
Ärztedichte der Welt und holen 
gleichzeitig Tausende von Ärzten in 
die Schweiz, um nur zwei Beispiele zu 
nennen. Der Bundesrat hat bei der 
Personenfreizügigkeit die Glaubwür-
digkeit längst verloren. Nur das Volk 
konnte die Sache drehen, und das hat 
es heute getan. 

Wie soll der Bundesrat die Initiative 
umsetzen?

Der Initiativtext gibt dem Bundesrat 
drei Jahre Zeit. Ich schlage vor, wir 
teilen das in eine erste Phase von an-
derthalb Jahren, in der wir unsere 
Hausaufgaben machen und bestim-
men, wie wir das nun in der Verfas-
sung verankerte Kontingentssystem 
ausgestalten. Und dann haben wir 
noch einmal gleich viel Zeit, mit Brüs-
sel zu verhandeln. Wir können ja 
nicht mit leeren Händen nach Brüs-
sel, sondern müssen innenpolitisch 
klären, was wir wollen. Für mich be-
deutet das auch, rasch die Ecopop-
Initiative zu behandeln. 

Wird die Ecopop-Initiative abgelehnt?
Nein. Ich finde Ecopop fast besser als 
die Masseneinwanderungs-Initiative, 
weil sie einen Deckel für die Einwan-
derung vorsieht. Ich werde an vor-
derster Front dafür kämpfen, dass sie 
nicht für ungültig erklärt wird. Das 
wäre die falsche Schlussfolgerung 
aus dem heutigen Resultat. 

Wie schwierig wird die Umsetzung?
Es wird eine politische Auseinander-
setzung geben, ein Kontingentie-
rungsgesetz mit vielen Paragrafen. 
Die Gewerkschaften und die Linke 
werden in die eine, die Bürgerlichen 
in die andere Richtung ziehen. Aber 
wir haben in Bern schon sehr viel 
schwierigere Gesetze gemacht und 
werden das schaffen. Wichtig ist, dass 
das Parlament die Verantwortung für 
das neue System übernimmt und 
nicht der Bundesrat. Der Bundesrat 
ist heute der Verlierer. Es wäre falsch, 
ihm nach dem heutigen Votum die 
ganze Kompetenz für die Kontingen-
tierung auf dem Verordnungsweg zu 
übertragen. 

Wie meinen Sie das?
Der Verlierer darf mitreden und die 
Verordnung erlassen, aber die ent-
scheidenden Inhalte, wie die eigentli-
che Kontingentierung, die Höchst-
grenze oder die Verfahren, das muss 
das Parlament vorgeben. 

Gibt es eine Lehre aus dieser Abstim-
mung für die Classe politique?

Das ist die grosse Frage. Bundesrat, 
Verwaltung und Parlament haben 
nun mehrfach den Unmut der Bevöl-
kerung zu spüren bekommen. Im Mo-
ment spüre ich noch nicht, dass das in 
Bundesbern etwas auslösen würde. 

«Das extrem knappe  
Ja ist zu respektieren. 
Gerade der 
Wirtschaftsstandort 
Basel wird  
massiv leiden.»
Daniel Stolz (FDP, BS)

«Ich freue mich, dass 
unsere Initiative 
angenommen wurde. 
Das Volk will, dass wir 
die Zuwanderung 
wieder selber steuern.»
Sebastian Frehner (SVP, BS)

«Die Initiative müssen 
wir EU-kompatibel 
umsetzen. Wir brauchen  
Problemlösungen wie 
Mindestlohn und 
zahlbaren Wohnraum.»
Susanne Leutenegger Oberholzer (SP, BL)

«Nicht nur die 
Personenfreizügigkeit  
ist infrage gestellt, 
sondern die gesamten 
Bilateralen bis hin zum 
Freihandelsabkommen.»
Elisabeth Schneider-Schneiter (CVP, BL)

«Wichtig ist, dass die 
SVP nun Verantwortung 
übernimmt. Jetzt sollte 
Ueli Maurer gehen und 
verhandeln.»
Anita Fetz (SP, BS)
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«Das Resultat in Basel-Stadt ist in
Ordnung, die Erklärungsschreiben
an ihre ausländischen Nachbarge-
meinden müssen andere Kantone
versenden.» Christoph Brutschin (SP),
basel-städtischer Wirtschaftsdirek-
tor, kann seine Enttäuschung über
die Annahme der SVP-Massenein-
wanderungsinitiative in der Schweiz
nicht verhehlen.

Auch wenn sein Kanton Basel-
Stadt mit 61 Prozent Nein-Stimmen-
Anteil deutlich gegen die Abschot-
tung gestimmt hat. Was das natio-
nale Ja heisst, sei noch nicht abzuse-
hen: «Nun muss der Bundesrat sich
äussern, wie er das umsetzen will
und wie er die Verhandlungen mit
der EU gestalten wird.» Und hier dro-
he auch das Worst-Case-Szenario: Die
EU kündigt sämtliche bilateralen Ab-
kommen mit der Schweiz.

Sorgenfalten bei der Wirtschaft
Pascal Brenneisen, Leiter von No-

vartis Schweiz, lässt sich ähnlich zi-
tieren: «Wir werden die Umsetzung
aufmerksam verfolgen und uns für
eine grosszügige Auslegung einset-
zen, um den Schaden für den Wirt-
schaftsstandort Schweiz zu begren-
zen.» Zentral für die Region ist die
Frage danach, wie es nun für die
Grenzgänger weitergeht. Alleine in
Basel-Stadt sind es täglich 35 000
Menschen, die über die Grenze kom-
men, um hier zu arbeiten. Brutschin
meint: «Hier stehen die Bedürfnisse
der Wirtschaft und der öffentlichen
Hand im Vordergrund. Ohne auslän-
dische Arbeitskräfte funktionieren
beispielsweise unsere Spitäler
nicht.» Und auch Brenneisen meint:
«Novartis nimmt den Volksent-
scheid mit Sorge zur Kenntnis,
denn der Erfolg von Novartis stützt
massgeblich auf der Verfügbarkeit
qualifizierter Arbeitskräfte.» Mit
grosser Enttäuschung reagiert der
Gewerbeverband Basel-Stadt in ei-
ner Medienmitteilung: «Das klare
Nein aus Basel-Stadt konnte daran
leider nichts ändern». Gewerbedi-
rektor Gabriel Barell fordert: «Die
Kontingente für ausländische Ar-
beitnehmende müssen dieser Tatsa-
che Rechnung tragen und der büro-
kratische Mehraufwand für die Be-

triebe muss so gering wie möglich
gehalten werden.»

Vor der neuen Bürokratie, die iro-
nischerweise die SVP zu verantwor-
ten hat, die sonst den Staat möglichst
klein halten will, graut auch Brut-
schin. Sein Wirtschaftsdepartement
ist nämlich für Arbeitsbewilligungen
zuständig: «Wir kennen Kontingente
für die Drittländer, wie etwa die USA.
Wenn das nun für alle gelten soll,
gibt das einen massiven administrati-
ven Aufwand und es ist nicht klar, ob
den der Kanton oder der Bund tragen
muss.»

Konflikte mit den Nachbarn
Die wirtschaftlichen Konsequen-

zen sind das eine, das politische Si-
gnal ist das andere. CVP-Präsident Lu-
kas Engelberger diagnostiziert, es sei-
en in der Schweiz Gräben aufgerissen

worden zwischen den wirtschaftlich
dynamischen Kantonen, die das Geld
verdienen und den ländlicheren Ge-
bieten. «Wirtschaftlich müssen unsere
Vertreter in Bern eine möglichst libe-
rale Gestaltung der Kontingente errei-
chen. Der politische Schaden ist wohl
nicht zu beheben.» In der Tat reagie-
ren die ausländischen Nachbarn mit
Bedauern auf die Schweizer Entschei-
dung. «Das wird die Beziehung zu Eu-
ropa und die Zusammenarbeit im Tri-
nationalen Eurodistrict Basel nicht
vereinfachen», kommentiert Jean-Ma-
rie Zoellé, bürgerlicher Maire von
Saint-Louis, gegenüber der bz. «Wir
müssen jetzt die Zukunft aufbauen,
indem wir in den Rückspiegel schau-
en.» Ähnlich äussert sich Wolfgang
Dietz, Oberbürgermeister von Weil
am Rhein (CDU): «Die Abkommen, die
die EU mit der Schweiz geschlossen

hat, sind dafür da, dass beide Seiten
sich daran halten. Die Konsequenz
wird sein, dass die EU die Zugeständ-
nisse, die sie der Schweiz gemacht
hat, überprüfen wird.» Insbesondere

aufgrund ihres Fachkräftemangels
dürfe die Schweiz kein Interesse an
neuen Verhandlungen haben.

Das sieht auch Klaus Eberhardt so,
SPD-Oberbürgermeister von Badisch-
Rheinfelden: «Der Wirtschaftsstand-

ort Schweiz hat sich mit dieser Ent-
scheidung keinen Gefallen getan»,
sagt er. Vorerst erwartet Eberhardt
allerdings regional keine gravieren-
den Änderungen. «Die Schweiz ist
mit ihrem Verhalten für die EU aber
ein Stück unsicherer geworden», ana-
lysiert er.

Dass Baselland und hier vor allem
der obere Kantonsteil die Massenein-
wanderungsinitiative angenommen
hat (Text unten), schockiert in der
Stadt: Facebook, Twitter und andere
soziale Plattformen überlaufen gera-
dezu vor Kommentaren zum Thema.
«Die Baselbieter konnten sich offen-
bar dem Einfluss des Mittellandes
nicht entziehen», sagt der Stadtbasler
Brutschin. Einen direkten Einfluss
auf die Partnerschaft der beiden Ba-
sel werde der unterschiedliche Aus-
gang der Abstimmung nicht haben.

Gespalten Bei der Masseneinwanderungsinitiative stimmt Basel-Stadt Nein, Baselland Ja. Die Wirtschaft ist entsetzt

Basel macht sich nun Sorgen um die Zukunft
VON NICOLAS DRECHSLER
MITARBEIT: PETER SCHENK

«Ohne ausländische Ar-
beitskräfte funktionieren
beispielsweise unsere
Spitäler nicht.»
Christoph Brutschin,
Wirtschaftsdirektor Basel-Stadt

Bedrückte Mienen: Wirtschaftsminister Christoph Brutschin, CVP-Präsident Lukas Engelberger und SP-Nationalrat Beat Jans.  KENNETH NARS

Thomas Weber (SVP), der Volkswirt-
schaftsdirektor des Kantons Basel-
land, reagiert pragmatisch auf die
Annahme der Initiative seiner Partei:
«Nun gilt es, den Entscheid umzuset-
zen unter Berücksichtigung der lang-
fristigen Interessen unseres Wirt-
schaftsstandorts.» Interessant sei,
dass die Abstimmungsresultate sich
nach Einkommen gruppieren: «Je hö-
her die Einkommensverhältnisse
sind in einer Region, desto höher ist
der Nein-Stimmen-Anteil. Ein Bei-
spiel: Birsfelden stimmt sonst eher
links mit der Stadt, hat am Sonntag
aber Ja gestimmt.» Im Bezirk Arles-

heim mit tendenziell höherem Steu-
ersubstrat sei der Nein-Anteil höher,
je ländlicher und je weniger steuer-
kräftig eine Region ist, desto höher
sei der Ja-Stimmen-Anteil. «Es ist also
ein Ja der einfachen Bevölkerung ge-
gen ein Nein der begüterten Schich-
ten», erklärt Weber. Für das Verhält-
nis der beiden Basel heisse das
nichts. «Es ist einmal mehr das Bild,
wie wir es ja auch aus der Theaterab-
stimmung kennen. Der Bezirk Arles-
heim stimmt wie die Stadt, ländliche-
re Bezirke stimmen anders. Konse-
quenzen für die Fusionsabstimmung
hat das nicht, sie könnte aber genau
so ausgehen.»

Als «bitteren Tag für die Schweiz»
bezeichnet Eric Nussbaumer, Natio-
nalrat SP/BL, das knappe Ja zur Mas-
seneinwanderungsinitiative der SVP.
«Der Riss geht mitten durch beide Ba-
sel. Es war 1992 schon knapp, aber es
gab anscheinend seither eine weitere

Stärkung eines rechtspopulistischen
Lagers.» Nussbaumer führt den Er-
folg der SVP auf ein «ungutes Gefühl
der Leute» zurück. «Wir sind wirt-
schaftlich gut unterwegs. Gleichzei-
tig haben die Leute das Gefühl, dass
etwas nicht mehr stimmt.» Einerseits
sei die Rede von Abzockern, anderer-
seits seien viele Gemeinden knapp
bei Kasse. «Es ist generell ein Pro-
blem der Verteilungsgerechtigkeit
des erarbeiteten Wohlstands. Da be-
stand 1992 noch ein grösserer Kon-
sens. Es ist inzwischen vieles krumm.
Wenn man das rechtspopulistisch zu-
spitzt, dann kommt es eben so her-
aus wie diesen Sonntag.» Die Dichte-
stress-These sei falsch. «Die Kampa-
gne der Befürworter war klar eine
Kampagne für Fremdenfeindlichkeit
und Abschottung», erklärt Nuss-
baumer. «Der Fremdenfeindlichkeit
begegnen kann man nur mit realen
Erfahrungen im Leben.»

Trennlinien Thomas Weber
und Eric Nussbaumer führen
die Annahme der SVP-Initiative
auf den Wohlstand zurück.

VON MATTHIAS ZEHNDER

Baselland stimmt nach Einkommen

An einem Protestzug gegen die
Annahme der Masseneinwande-
rungsinitiative nahmen gestern
Abend in Basel bis zu 600 Perso-
nen teil. Zu dem Anlass, der auf
dem Claraplatz begann, hatten
linksautonome Kreise auf Face-

book aufgerufen. Im Laufe des Zu-
ges durch die Innerstadt schlos-
sen sich ständig mehr Personen
an, weit über das linksextreme
Spektrum hinaus. Auf dem Markt-
platz hatten die Juso einen Kreis
mit Kerzen aufgestellt. (PSC)

Spontane Protestdemonstration in Basel

PETER SCHENK
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Die Annahme der SVP-Massenein-
wanderungsinitiative ist für die trina-
tionale grenzübergreifende Koopera-
tion am Oberrhein ein schwerer
Schlag. Als erste Reaktion hat die EU
neben dem Stromabkommen auch
die Erneuerung wichtiger Abkom-
men in den Bereichen Bildung und
Forschung auf Eis gelegt.

Ein trinationales Projekt wie die
Schaffung einer Grossforschungsein-
richtung am Oberrhein dürfte damit
vorerst gestorben sein. «Damit waren
ganz grosse Hoffnungen verbunden»,
kommentiert Manuel Friesecke, Ge-
schäftsführer der Regio Basiliensis.
Den Lead bei diesem Vorhaben liegt
bei der Albert-Ludwigs-Universität im
deutschen Freiburg im Breisgau.
Ganz gibt Friesecke die Hoffnung
noch nicht auf: «Wir müssen schau-
en, was die Gespräche mit dem Rek-
tor Hans-Jochen Schiewer bringen.»

Die Regio Basiliensis hofft, dass
sich die guten Beziehungen über die
Grenzen und die lange Tradition der

Zusammenarbeit in der derzeit
schwierigen Situation positiv auswir-
ken könnten. «Angesichts der Her-
ausforderung, vor der wir stehen, ist
jetzt der Schulterschluss zwischen
den deutschen, französischen und
Schweizer Partnern am Oberrhein
gefragt», analysiert Friesecke.

Eingeschränkte Arbeitsagentur
Ihm ist allerdings klar, dass die

Möglichkeiten der Zusammenarbeit
gegenüber bisher eingeschränkt sein
werden. Eine neue, trinationale Ar-
beitsagentur in Lörrach, ein weiteres
Projekt, hätte bei einem kontrollier-
ten und beschränkten grenzübergrei-
fenden Arbeitsmarkt nur limitierte
Kompetenzen. «Eventuell könnte es
wegen der Schwierigkeiten umso
sinnvoller sein, eine derartige Ar-
beitsagentur zu haben, aber ihre
Möglichkeiten wären einge-
schränkt», ist Friesecke überzeugt.
Ihre Rolle wäre deshalb vor allem, zu
informieren.

Zumindest einen positiven Effekt
könnte die Schweizer Abstimmung

auf der deutschen Seite haben. «Es
wird den dortigen Arbeitsmarkt ent-
lasten, weil die Schweiz als Staubsau-
ger für deutsche Fachkräfte entfällt»,

vermutet der Geschäftsführer der Re-
gio Basiliensis.

Diese hat eine Doppelstruktur: Ei-
nerseits ist sie ein Verein mit 550 Ein-
zel- und Kollektivmitgliedern und an-
dererseits für die fünf Nordwest-
schweizer Kantone Koordinations-
stelle für die grenzübergreifende Zu-
sammenarbeit; sie ist somit auch für
die Interreg-Projekte zuständig.

«Als Verein werden wir uns für
den trinationalen Lebens- und Wirt-
schaftsraum einsetzen und Impulse

für die Kooperation geben», kündigt
Friesecke an. So sei es wichtig, in
Bundesbern die spezifische Situation
der Region Basel aufzuzeigen. «Im
Unterschied zu Zürich, das nationale
Arbeitsmarktreserven in einer 360-
Grad-Umgebung hat, liegen sie hier
nur bei 180 Grad», sagt Friesecke. Als
Verein sei man durch das Abstim-
mungsergebnis nicht geschwächt.

Aargau hat Beiträge gekürzt
Anders sieht das für die Kooperati-

onsstelle aus, denn immerhin haben
mit dem Aargau, Solothurn und Ba-
selland drei der fünf Nordwest-
schweizer Kantone für die Abschot-
tungsinitiative gestimmt. Friesecke
will dies zwar nicht als Statement ge-
gen die Kooperation verstehen, aber
ein politisches Signal bleibe es alle-
mal. Für den Aargau ist es bereits das
zweite. Im Sommer hatte der Kanton
im Rahmen seines Sparprogramms
beschlossen, den jährlichen Beitrag
an die Regio Basiliensis ab 2015 von
212 000 Franken auf 100 000 Franken
zu kürzen.

VON PETER SCHENK

Regio Basiliensis Zukunft diverser grenzüberschreitender Projekte hängt an einem dünnen Faden

Im Kleinen die grossen Scherben kitten
Bald ist Schluss mit der Personenfreizügigkeit, und an den Grenzen dürfte wieder mehr kontrolliert werden. NICOLE NARS-ZIMMER

«Mit der Grossfor-
schungseinrichtung
waren grosse Hoffnun-
gen verbunden.»
Manuel Friesecke, Regio-
Basiliensis-Geschäftsführer

bz Basel
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BE� ( dpa). Die Schweiz will sich künJ- . gierte -Zugang der e,idgeriössischen Wirt- ·dem yor allem Portugiesen ihr Giück in 
tig stärker gegen Zuwanderer aus der schaft zum EU-Binnenmarkt geregelt. Da-' . der Eidgenossenschaft. 
EU abschotten. In einer Volksabstim- mit wird bisher.derWarenverkehrinit der Die EU ·teilte mit, ·eine Absch_ottung · 

. mung unterstützten am Sonntag .50,3 EU-deutlich er.leichtert:- . verletze das Prinzip des freien Personen-
.· Prozent eineinitiative der national-krin-:: In der S<.h�eiz hatten Regierung, Par- verkehrs zwischen der EU und dem AF · 

servativen �chweii:er Volkspartei (SVP) · teien uncj. Wirtschaft die aus ihr.�r Sicht penl�ii. Man werd� die folgen dieser In­
"gegen M,asse,neinwanderung". Die Re- schädliche IIiitiative bekämpft. Bis zuletzt itiative für die Be?iehungen analysiere.p.. . 
gierung in Bem rnuss nun pinnen drei . lagen die.Gegner der Initiative J.R Umfra- ,,In diesem Zusammenhang wird auch die . 
Jahren das Anliegen um�etzen. , gen Vom. Sie sehen den Erlolg -der PositiÖn de,s_ Bundesrates zum Abstim: 

. . 1 
. . Schweiz durch Abschottung aufs Spiel ge- , mungsergebnis berücksichtigt werden", 

Als assoziierter EU-Partner würde die Ex, 'setzt. Die Wahlbeteiligung war mit 56 hieß es aus Brüssel. Der· Schweizer Bun­
portnation Schweiz damit gegen das Prozent sehr· hoch. Die �efuiworter er-· · despräsfdenLDid.ier· BW'khalter kündigte 
Recht der Personenfreizügigkeit -versto- 'hielten 19 500 Stimmen mehr. am Sonntagabend an, es gehe nurrd'arum, 
ßen. Die EU hat für diese'n Fall mit Konse- · Die Schweiz hat mit 23 Prozent _einen eine auch au� Sicht der EU akzeptierbare

-quenzen gedroht. Sogar das Abko�en besonders hohen AU:sländeranteil. Das Form zu finden. Nach Vorstellungen der
über- den gemeinsamen · Binnenmarkt . Land wächst durch Zuwanderung jährlich ' Schweizer• Initi_a:tive • sdllen künftig die
könnte gekündigt w;1erden. Aufgrund der um rund 80 000 Menschen. Die Zuwan- Kantone eine lföchstzahl von Zuwande- · 
,,Guillotine-Klausel" (ein Vertrag .\{ann dere� decken den h_ohen -Bed'arf Schw;i- rern uht/:!r Berücksicht;igungen der „ge- · 
nicht einzeln gekündigt werden) steht el.ri zer Firmen nieht zuletzt an äeutscfien · samtwirtschaftlichen: ·Interessen"· fesUe­
Pak.et von sieben Verträgen zwischen der , Fachkräften. Die Deutschen stellen mit gen. Bundesfinanzminister · Wolfgang 
Schweiz und der EU auf,dem Spiel. Darin rund 300 ooo·e4len großen Teil der aus- Schäuble sagJ:e det ARD: ;,Das wird eine 
ist nicht nur das Recht auf freien Wohn- ländischen Bevölkerung. Durch die Wirt- , Menge Schwierigkeiten· für die Schweiz 

, ' und Arbei�rt, sondern auch der,privile-. . schaftskrise in Süd�uropa �ui::hten ;mßer: :verursachen." Tage�spiegel urid Seite 2 
' ' 
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Volksabstimmun·g in d�r S�h�ei� · 
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-sc/Jottet sich ab
. Kein Grenzgänger wird morgen seinen . 
· Arbeitsplatz verlieren, kein de_u4>cher
Arbeitnehmer in.der Schweiz zur Aus­
reise aufgefox:d�rt. So schheU .wird sich
di� •einschneidende Entscheidung vom
Sonntag,' die Persbrienfreizügigkeit mit
der· EU aufzukündigen, nicht nieder- .... 
schlagen.-Auch werden sich die Konse­
quenzen nicht so' eindeutig :z;uordnen 
lassen. Aber es wird sie geben, auf vie0 

ien Ebenen. J;)ie Schweizerinnen und 
Schweizer haben ein Zeichen gesetzt, 

· wie sie sich den Umgang mit den Nach­
barn in Europa vorstellen: Willkommen
is,t, wer nutzt. Die Entscheidung ist zu
respektieren. Sie spiegelt gleichermä­
ßen die Angst vor Überfremdung wider
wie eine Bleib-Weg-l:Ialtung. Es ist ein
Signal der Abschottung gegenüber ·den
Europäern und es·isi ein•Nein z_um zu­
sammenwachsenden Europa. Pie politi­
schen ·und wirtschaftlichen Folgen sind
noch. unabsehbar. Die Schweiz genießt
'Privilegien, die anso_nsten nur EU-Mit-
. gliedern eingeräumt werden, von der
TeQnahme an ElJ-Forschungsprogram­
men bis zum Marktzugang tür Schwei-.
zer Unternehmen. Diese Vorzugsbec_

. handlung, d_ie stark vom WohlWoQen ih­
rer direkten Nachbarn abhängt, ist im
Rest Europas q.um noch zu vermitteln .
. Brüssel hat klat'gestell� dass es die ver:
traglfcl,len Vereinbarungen nur im _Ge- . ,, 
samtpaket gibt; also samt Personenfrei- ·
zügigkeit. Macht dte EU ernst und kün-
digt als Konsequenz ihrerseits· ebenfalls
die bilateralen Vertrage, könnte den Eid;
genossen die Entscheidwig noch vor di_e
Füße fallen. Das hätte dann Folgen auch

. für die, Grenzgänger. Franz Schmider
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SUISSE 
Référendum anti-immigration:  
Jean-Luc Johaneck dédramatise 
le 09/02/2014  
 
Le président du comité de défense des travailleurs frontaliers (CDTF) du Haut-Rhin, Jean-Luc 
Johaneck, a dédramatisé les résultats du référendum suisse de dimanche exigeant de nettes 
restrictions au recours aux aux travailleurs étrangers, faisant valoir que le pays pouvait difficilement se 
passer d’eux. 
 
Beaucoup de travailleurs étrangers sont recherchés en Suisse parce qu’ils ont des compétences «très 
spécifiques», que ce soit dans les secteurs de la recherche, de l’artisanat, du BTP ou du tourisme, a 
rappelé M. Johaneck, interrogé par l’AFP. Il a ainsi relevé que dans les grandes métropoles suisses et 
dans les cantons frontaliers, l’initiative du parti UDC (droite populiste) «n’a pas obtenu la majorité», 
bien qu’elle l’ait emportée à 50,3% dans l’ensemble du pays. 
Le texte du référendum prévoit le rétablissement de quotas et de contingents annuels de travailleurs 
étrangers, en fonction des besoins du pays, et précise que «ces plafonds doivent inclure les 
frontaliers». 
 
Cependant «si on appliquait vraiment un contingentement très strict, cela irait même à l’encontre des 
résidents suisses», car bon nombre de frontaliers disposent de contrats précaires et sont employés à 
moindre coût que les Suisses, a fait valoir M. Johaneck. Le gouvernement helvétique s’est engagé 
dimanche soir à mettre en oeuvre «rapidement et de manière conséquente» le texte du référendum. 
Cependant «entre un référendum et l’application de mesures, il y a un monde», a encore estimé M. 
Johaneck. 
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